
Satzung des Vereins 

Kraken Stormarn hilft e.V. 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen: Kraken Stormarn hilft.  

2. Der Verein hat seinen Sitz in Reinbek/Deutschland und soll in das Vereinsregister eingetragen  
werden und trägt dann den Zusatz "e.V.".  

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

§ 2 Zweckbestimmung 

1. Zweck des Vereins ist (1) die Unterstützung von Personen im In- und Ausland die infolge ihres kör-
perlichen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind, (2) die Förderung 
des Sports sowie (3) die Beschaffung von Mitteln zur Unterstützung gemeinnütziger Organisationen. 

2. Die unmittelbaren Zwecke des Vereins werden insbesondere verwirklicht durch die Beschaffung von 
Mitteln und deren Weiterleitung an andere Körperschaften oder einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts zur Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke, die mit den Vereinszwecken im Einklang 
stehen. (§58 Nr.1 AO) Der mittelbare Zweck des Vereins wird insbesondere durch die Unterhaltung ei-
ner Fußballmannschaft, welche einen regel- und planmäßigen Trainingsbetrieb unterhält, verwirklicht. 
Ein Rechtsanspruch auf Zuwendungen von Vereinsmitteln besteht nicht. Auch durch wiederholte oder 
regelmäßige Leistungen kann gegen den Verein kein Rechtsanspruch begründet werden. Die Leistun-
gen sind stets freiwilliger und widerruflicher Natur.  

3. Für die Erfüllung dieser satzungsmäßigen Zwecke sollen geeignete Mittel durch Beiträge/Umlagen, 
Spenden, Zuschüsse und sonstige Zuwendungen eingesetzt werden.  

4. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke, sondern 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuer-
begünstigte Zwecke" der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung.  

5. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder des 
Vereins erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Dem 
Vorstand können nachgewiesene Auslagen ersetzt werden, soweit diese im Zusammenhang mit der 
Vorstandstätigkeit entstanden sind. 

6. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3 Mitgliedschaft 

1. Vereinsmitglieder können natürliche oder juristische Personen werden.  

2. Der Verein besteht aus aktiven und Fördermitgliedern (ordentliche Mitglieder) sowie aus Ehrenmit-
gliedern.  

3. Aktive Mitglieder sind die im Verein direkt mitarbeitenden Mitglieder; Fördermitglieder sind Mitglie-
der, die sich zwar nicht aktiv innerhalb des Vereins betätigen, jedoch die Ziele und auch den Zweck des 
Vereins in geeigneter Weise fördern und unterstützen.  

4. Zum Ehrenmitglied werden Mitglieder ernannt, die sich in besonderer Weise um den Verein ver-
dient gemacht haben. Hierfür ist ein Beschluss der Mitgliederversammlung erforderlich.  

5. Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit, sie haben jedoch die gleichen Rechte und 
Pflichten wie ordentliche Mitglieder und können insbesondere an sämtlichen Versammlungen und Sit-
zungen teilnehmen. 

  



§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Die aktiven Mitglieder sind berechtigt, an allen angebotenen Veranstaltungen des Vereins teilzuneh-
men. Sie haben darüber hinaus das Recht, gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung 
Anträge zu stellen. In der Mitgliederversammlung kann das Stimmrecht nur persönlich ausgeübt wer-
den.  

2. Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein und den Vereinszweck — auch in der Öffentlichkeit — in 
ordnungsgemäßer Weise zu unterstützen 

§ 5 Beginn/Ende der Mitgliedschaft 

1. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 
Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem/der Bewerber/in die Berufung an die 
Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet.  

2. Ummeldungen der Mitgliedschaft (von aktiver Mitgliedschaft auf Fördermitgliedschaft) müssen dem 
Vorstand spätestens drei Monate vor Ende des Geschäftsjahres mitgeteilt werden. 

3. Die Mitgliedschaft endet durch  

- Austritt  
- Ausschluss  
- Tod  
- Auflösung der juristischen Person 

4. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Die schriftliche Austritts-
erklärung muss mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende des Geschäftsjahres gegenüber dem 
Vorstand erklärt werden.  

5. Ein Ausschluss eines Mitglieds mit sofortiger Wirkung kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wich-
tige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten, die Verletzung satzungs-
mäßiger Pflichten oder Beitragsrückstände. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den 
Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen 
eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des 
Vereins endgültig.  

6. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem 
Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sonstigen Unterstützungsleistun-
gen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der Anspruch des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen 
bleibt hiervon unberührt. 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 

Von den Mitgliedern können Mitgliederbeiträge, Förderbeiträge und Umlagen erhoben werden. Über 
die Höhe der Beiträge und deren Fälligkeit bestimmt die Mitgliederversammlung in einer gesondert 
festzulegenden Beitrags- und Gebührenordnung.  

§ 7 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.  

§ 8 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere 
a) die Wahl und Abwahl des Vorstands, b) Entlastung des Vorstands, c) Entgegennahme der Berichte 
des Vorstandes, d) Wahl der Kassenprüfer/innen, e) Festsetzung von Beiträgen und Umlagen sowie de-
ren Fälligkeit gemäß §6, f) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, g) Beschlussfassung über 
die Auflösung des Vereins, h) Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern in Beru-
fungsfällen sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach dem Gesetz ergeben.  

2. Mindestens einmal im Geschäftsjahr findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt.  
Der Vorstand ist außerdem zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung verpflich-
tet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von Gründen verlangen.  



3. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen 
schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung 
des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, 
wenn es an die letzte dem Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war.  

Die Tagesordnung der ordentlichen Mitgliederversammlung hat regelmäßig insbesondere folgende 
Punkte zu umfassen:  

- Bericht des Vorstands,  
- Bericht des Kassenprüfers,  
- Entlastung des Vorstands,  
- (ggf.) Wahl des Vorstands,  
- (ggf.) Wahl des Kassenprüfers,  
- Genehmigung des vom Vorstand vorzulegenden Haushaltsvoranschlags für das laufende Ge-

schäftsjahr,  
- Bericht des Vorstandes über Beiträge/Umlagen für das laufende Geschäftsjahr bzw. Verabschie-

dung von Beitragsordnungen,  
- Beschlussfassung über vorliegende Anträge. 

Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem ange-
setzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung bekanntzumachen.  

4. Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des 
Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zugegangen 
sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden.  

5. Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Zu Beginn der Mitglieder-
versammlung ist ein Schriftführer zu wählen. Über den Ablauf und die Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen ist. 

§ 9 Stimmrecht und Beschlussfähigkeit 

1. Stimmberechtigt sind ordentliche und Ehrenmitglieder. Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 
18. Lebensjahrs eine Stimme, die nur persönlich ausgeübt werden darf.  

2. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder be-
schlussfähig.  

3. Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Stimmenthaltungen blei-
ben außer Betracht. Bei Stimmengleichheit gilt der gestellte Antrag als abgelehnt.  

4. Abstimmungen in der Mitgliederversammlung erfolgen offen durch Handheben.  

5. Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der an-
wesenden Mitglieder beschlossen werden. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer 
Betracht.  

§ 10 Vorstand 

1. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und dem 
Kassenwart. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich.  

2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Vor-
standsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. Eine Wiederwahl ist zulässig. Der Vor-
stand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im 
Verein endet auch das Amt als Vorstand.  

 

 

 

 



§ 11 Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren einen Kassenprüfer. Dieser darf 
nicht Mitglied des Vorstands sein. Eine Wiederwahl ist zulässig.  

2. Der Kassenprüfer hat die Aufgabe, Rechnungsbelege sowie deren ordnungsgemäße Verbuchung und 
die Mittelverwendung zu prüfen und dabei insbesondere die satzungsgemäße und steuerlich korrekte 
Mittelverwendung festzustellen. Die Prüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit der vom Ver-
ein getätigten Aufgaben. Der Kassenprüfer hat die Mitgliederversammlung über das Ergebnis der Kas-
senprüfung zu unterrichten und beantragt bei ordnungsgemäßer Führung die Entlastung des Vorstan-
des. 

§ 12 Auflösung des Vereins 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Ver-
mögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegüns-
tigte Körperschaft zwecks Verwendung für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke bei der Unterstüt-
zung von Kindern und Jugendlichen. 

§ 13 Salvatorische Klausel  

Sollten Bestimmungen dieser Satzung oder eine künftig in ihn aufgenommenen Bestimmung ganz oder 

teilweise rechtsunwirksam oder nicht durchführbar sein, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen 

Bestimmungen der Satzung nicht berührt werden. Das gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, 

dass die Satzung eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Be-

stimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich 

möglich, dem am nächsten kommt, was die Bürgerinitiative gewollt hat oder nach dem Sinn und Zweck 

der Satzung gewollt hätte, sofern sie bei Abschluss der Satzung oder bei der späteren Aufnahme einer 

Bestimmung den Punkt bedacht hätte. 

 


